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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Probst, Dr. Gölter, Dr. Fuchs, 
Wohlrabe, Dr. Waigel, Dr. Hornhues, Dr. Freiherr Spies von Büllesheim und der 
Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/452 - 

betr. Verfassungsmäßigkeit des VDS 

Der Bundesminister des Innern - ÖS 2 - 614300 V/9 - und der 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit haben mit 
Schreiben vom 14. August 1973 die Kleine Anfrage im Namen 
der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung angesichts des Verlaufs und 
der Beschlüsse der 25. Mitgliederversammlung des VDS die 
Verfassungsmäßigkeit dieses Studentenverbandes? 

In der Beurteilung der Verfassungsmäßigkeit des VDS ergibt 
sich nach gewissenhafter Prüfung seitens der Bundesregierung 
angesichts des Verlaufs und der Beschlüsse der 25. Mitglieder- 
versammlung dieses Studentenverbandes keine neue Situation. 
Zur Prüfung der „Verfassungsmäßigkeit" des VDS war zu un- 
tersuchen, ob Zielsetzung und Tätigkeit des VDS mit den ober- 
sten Prinzipien der freiheitlichen demokratischen Grundord- 
nung der Bundesrepublik Deutschland übereinstimmen. Diese 
obersten Prinzipien der freiheitlichen demokratischen Grund- 
ordnung sind vom Bundesverfassungsgericht mehrfach genannt 
worden, vgl. z. B. BVerfGE 2, 1 (14), 5, 85 (140). Die Untersu- 
chung mußte sich an der derzeitigen personellen Zusammenset- 
zung der Gremien des VDS sowie der Tätigkeit und den Be- 
schlüssen orientieren, die diesen Gremien zuzurechnen sind 
oder deren Verbindlichkeit auch von den jetzigen Gremien an- 
erkannt worden ist. 

Der Vorstand des VDS wurde seit November 1970 von Vertre- 
tern des SHB (vormals: „Sozialdemokratischer Hochschulbund") 
und der Gruppen der „Spartakus- Assoziation - Marxistischer 
Studenten" (AMS) bzw. später des „Marxistischen Studenten- 
bundes Spartakus" (MSB) gestellt. Seit der Mitgliederversamm- 
lung vom 22./27. März 1973 gehören dem nunmehr 5-köpfigen 
Vorstand zwei Mitglieder des MSB Spartakus, zwei Mitglieder 
des SHB und ein Angehöriger der Jungsozialisten an. 
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Die Zusammensetzung des Vorstandes beruht auf einer Mehr- 
heit des MSB Spartakus und des SHB in der Mitgliederver- 
sammlung, der eine starke Gruppe sog. „Linkssektierer" (meist 
Maoisten) gegenübersteht. Ansonsten sind dort die Jungsozia- 
listen-Hochschulgruppen als kleine Minderheit vertreten. Dem 
Kräfteverhältnis in der Mitgliederversammlung entspricht auch 
die Zusammensetzung des Zentralrates. MSB Spartakus und 
dessen Vorläufer sowie der SHB bestimmen somit seit 1970 
den politischen Kurs des VDS. 

Schon dieses begründet Zweifel daran, daß Zielsetzung und 
Tätigkeit des VDS mit den Prinzipien der freiheitlichen demo- 
kratischen Grundordnung zu vereinbaren sind. 

Zudem verwenden die Entschließungen und Beschlüsse der 25. 
Mitgliederversammlung vom März 1973 sowie die bei dieser 
Gelegenheit geführten theoretischen Diskussionen oftmals ein- 
deutig kommunistische Terminologien. Auch die sich ständig 
wiederholende Aufforderung zum Kampf hält das Zwielicht auf- 
recht, in dem sich der VDS seit längerer Zeit mit seinen politi- 
schen Grundsatzäußerungen gegenüber der im Grundgesetz 
festgelegten freiheitlich-demokratischen Grundordnung unseres 
Staates befindet. 

Zusammenfassend ist festzustellen: Angesichts der Tatsache, 
daß MSB Spartakus und SHB den VDS steuern und als Instru- 
ment für die Verwirklichung ihrer Politik ansehen, aber auch 
angesichts des Selbstverständnisses des VDS und seiner Äuße- 
rungen im Verlauf und in den Beschlüssen der 25. Mitglieder- 
versammlung des VDS vom 22, bis 27. März 1973 bestehen wei- 
terhin erhebliche Zweifel daran, daß die Zielsetzung des VDS 
mit den Prinzipien der freiheitlichen demokratischen Grund- 
ordnung des Grundgesetzes zu vereinbaren ist. 


2. Ist nach Ansicht der Bundesregierung beim neugewählten VDS- 
Bundesvorstand die Gewähr dafür gegeben, daß sich die Arbeit 
des Verbandes im Rahmen der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung des Grundgesetzes vollzieht? 

3. Ist die Bundesregierung der Überzeugung, daß sich jedes ein- 
zelne Mitglied des VDS-Bundesvorstandes zur freiheitlich- 
demokratischen Grundordnung des Grundgesetzes bekennt? 

4. Sind der Bundesregierung Anhaltspunkte bekannt, die Zweifel 
an dieser Haltung bei einzelnen Mitgliedern begründet er- 
scheinen lassen und ggf. bei welchen? 


Diese Fragen können, da sie sich sämtlich auf den Bundesvor- 
stand des VDS und seine Mitglieder beziehen, zusammenfas- 
send beantwortet werden. 

Wie sich aus der Beantwortung der Frage 1 ergibt, kann nach 
Ansicht der Bundesregierung die - entscheidende - Mehrheit 
der Mitglieder des neu gewählten VDS-Vorstandes keine Ge- 
währ dafür bieten, daß der VDS eine den Zielen des Grundge- 
setzes förderliche Arbeit leistet. 
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5. Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß sich im Bereich des 
VDS ein volksfrontartiges Bündnis gebildet hat und die demo- 
kratisch-plurale Struktur des VDS nicht mehr besteht? 

In der Mitgliederversammlung des VDS sind die meist starken 
Minderheiten der Studentenparlamente nicht repräsentiert. Ein 
Antrag, den Minderheitenschutz dadurch zu gewährleisten, daß 
die Delegierten von den Studentenparlamenten zu wählen 
seien, wurde auf der 25. Mitgliederversammlung fast einhellig 
abgelehnt. Die Annahme dieses Antrages wäre ein Weg gewe- 
sen, die Forderung nach einer demokratisch-pluralen Struktur 
zu verwirklichen. 

Unter diesen Umständen und angesichts der Tatsache, daß nur 
verhältnismäßig wenige Mitglieder des VDS durch Angehörige 
demokratischer Organisationen repräsentiert werden, konnte 
es nach Ansicht der Bundesregierung im VDS aber auch nicht 
gelingen, ein „volksfrontartiges Bündnis" herzustellen, denn 
das würde voraussetzen, daß es gelungen wäre, über den MSB 
Spartakus und den SHB hinaus, deren Ziele sich angenähert 
haben, beachtliche Teile des demokratischen Lagers zu binden. 


6. Erwägt die Bundesregierung angesichts der von ihr angestellten 
Ermittlungen den VDS insgesamt oder einzelne Projekte dieses 
Verbandes mit Steuergeldern zu unterstützen? 

Die Bundesregierung hat die Erklärung des VDS in seinem 
offenen Brief an den Bundeskanzler vom 8. Februar 1973 zur 
Kenntnis genommen, daß er entschieden „für die Beachtung der 
demokratischen Prinzipien, wie sie im Grundgesetz festgehalten 
sind", eintrete. Wie in den Antworten auf die Fragen 1 bis 5 
bereits dargestellt, bestehen weiterhin erhebliche Zweifel dar- 
an, daß die Zielsetzung des VDS mit den Prinzipien der frei- 
heitlich-demokratischen Grundordnung des Grundgesetzes zu 
vereinbaren ist. 

Die Bundesregierung wird deshalb vorerst weder die gesamte 
Verbandstätigkeit des VDS unterstützen noch einzelne Projekte 
fördern, die der VDS in eigener Verantwortung durchführt. 

Die Bundesregierung ist daran interessiert, daß die sozialen 
und wirtschaftlichen Belange der Studenten und ihre Vorstel- 
lungen zur Reform der Hochschulen in einem repräsentativen 
Dachverband der Studentenschaften zur Geltung gebracht wer- 
den. Sie wird deshalb die weitere Arbeit des VDS beobachten 
und bei geeigneter Gelegenheit klären, ob neue Tatsachen An- 
laß zu einer Änderung ihrer Haltung geben. 
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